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§ 1 Einleitung

A. Einführung und Problemstellung

Das Recht gegen Wettbewerbsbeschränkungen – auch bekannt unter dem Be-
griff des Kartellrechts – gehört seit der Gründung der Europäischen Wirtschafts-
gemeinschaft1 zu den tragenden Säulen des europäischen Binnenmarktes. Ihn zu
erhalten und zu schützen ist notwendige Voraussetzung für eine nachhaltige Ent-
wicklung Europas, basierend auf der Grundlage eines ausgewogenen und innova-
tiven Wirtschaftswachstums sowie einer in hohem Maße wettbewerbsfähigen so-
zialen Marktwirtschaft, die auf Vollbeschäftigung und sozialen Fortschritt abzielt.
Ein möglichst unverfälschter und fairer Wettbewerb ist somit unerlässlich für die
Schaffung von Wohlstand und Arbeitsplätzen zum Wohle der Verbraucher. Diese,
in Art. 3 III EUV generalklauselartig formulierten Ziele der heutigen Europäi-
schen Union finden ihre Konkretisierung unter anderem in den Wettbewerbsvor-
schriften der Art. 101, 102 AEUV, die im Allgemeinwohlinteresse Wettbewerbs-
beschränkungen jedweder Art verbieten. Hiernach sind Vereinbarungen zwischen
Unternehmen sowie der Missbrauch einer marktbeherrschenden Stellung verbo-
ten, die zu einer Beschränkung des freien Wettbewerbs führen. Adam Smith, der
Urvater der klassischen Volkswirtschaftslehre, erkannte bereits 1776 die Gefahr,
die mit Wettbewerbsbeschränkungen einhergeht: Denn Unternehmen aus dersel-
ben Branche kämen selten zusammen, „ohne dass ihre Unterhaltung mit einer
Verschwörung gegen das Publikum oder einem Plan zur Erhöhung von Preisen
endigt“.2 Folge dieser unternehmerischen Verschwörungen gegen das Publikum
sind bekanntlich erhebliche volkswirtschaftliche Schäden, die im Jahre 2007 al-
lein in Europa auf 260 Milliarden Euro bemessen wurden. Um diesen Schaden
an der Allgemeinheit wiedergutzumachen, sieht die europäische Wettbewerbs-
politik heute unterschiedliche wettbewerbsrechtliche Instrumente vor, die egoisti-
sches und ausschließlich auf Gewinnstreben gerichtetes Verhalten von Unterneh-
men disziplinieren sollen. Neben der privaten Kartellrechtsdurchsetzung, die erst
kürzlich durch die Umsetzung der EU-Kartellschadensersatzrichtlinie erneut an
Bedeutung gewonnen hat, ist und bleibt die öffentliche Kartellrechtsdurchsetzung
das Hauptinstrument der europäischen Wettbewerbspolitik, die in den letzten Jah-

1 Damals geregelt in Art. 85, 86 EWGV, nach dem Übergang zur Europäischen Ge-
meinschaft in Art. 81, 82 EGV und seit Gründung der heutigen Europäischen Union in
Art. 101, 102 AEUV.

2 Smith, Der Wohlstand der Nationen. Eine Untersuchung seiner Natur und seiner
Ursachen, 1974, S. 171 f.



ren zu immer härteren Kartellsanktionen gegriffen hat: So wurde beispielsweise
von der Kommission erst kürzlich gegen das LKW-Kartell ein Rekordbußgeld
i. H. v. 2,93 Milliarden Euro verhängt.3 Nach Feststellung der EU-Kommission
haben die LKW-Hersteller Volvo/Renault, Daimler, IVECO und DAF jahrzehnte-
lang Verkaufspreise abgesprochen und die mit der Einhaltung der strengeren
Emissionsvorschriften verbundenen Kosten in abgestimmter Form an die Kunden
weitergegeben. Kurz danach verhängte die Kommission auch gegen den Giganten
Google eine Rekordgeldbuße i. H.v. 2,42 Milliarden Euro, da die Suchmaschine
laut Kommission ihre marktbeherrschende Stellung missbrauche, indem Konkur-
renten bei der Online-Produktsuche benachteiligt würden.4 In beiden Fällen hat
sich die Kommission bei ihrer Sanktionsentscheidung von einem präventions-
rechtlichen Gesichtspunkt leiten lassen, um Unternehmen künftig vor kartell-
rechtlichen Zuwiderhandlungen möglichst abzuschrecken. Kartellsanktionen –
um die es in dieser Arbeit vornehmlich gehen wird – müssen Unternehmen hart
und spürbar treffen, um ihre präventionsrechtliche Wirkung zu entfalten. Diese,
auf General- und Spezialprävention gestützte Sanktionspraxis der Kommission
inspiriert mittlerweile auch nationale Wettbewerbsbehörden in Europa, die ihre
Sanktionssysteme allmählich europäischen Standards anpassen. Dem Jahres-
bericht 2014 des Bundeskartellamts (BKartA)5 kann beispielsweise entnommen
werden, dass allein in diesem Jahr Kartellsanktionen i. H.v. insgesamt 1,117 Mil-
liarden Euro verhängt wurden – zwar bei weitem nicht so hoch wie die Kartell-
sanktionen der Kommission, jedoch aus nationaler Perspektive so viel wie nie-
mals zuvor.

Diese verschärfte Sanktionspraxis ist ausgehend vom unternehmerischen Ge-
winnstreben dem Grunde nach auf zwei Phänomene zurückzuführen, die mit der
Globalisierung von Wettbewerb und der damit verbundenen Globalisierung von
Wettbewerbsbeschränkungen zusammengefasst werden können.6 Wettbewerbs-
widrige Vereinbarungen sowie der Missbrauch einer marktbeherrschenden Stel-
lung sind nämlich inzwischen kein nationales Phänomen mehr, sondern breiten

20 § 1 Einleitung

3 Handelsblatt v. 19.07.2016, „Milliardenstrafe für LKW-Kartell“, abrufbar unter:
http:/ /www.handelsblatt.com/unternehmen/industrie/eu-bestraft-daimler-und-co-milliar
denstrafe-fuer-lkw-kartell/13896088.html (aufgerufen am 31.10.2017).
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resbericht/Jahresbericht_2014.pdf?__blob=publicationFile&v=3, S. 36 f. (aufgerufen am
31.10.2017).

6 Das Phänomen der Globalisierung von Wettbewerbsbeschränkungen ist nicht neu,
sondern wurde schon in den 1950er Jahren als Folge der Liberalisierung der internatio-
nalen Wirtschaftsbeziehungen intensiv diskutiert, vgl. etwa Wolany, Internationale Kar-
tellpolitik, in: Jahn/Junckerstroff, Internationales Handbuch der Kartellpolitik, 1958,
S. 515 ff. m.w. N.



sich in Zeiten von internationaler Marktöffnung, Abbau von Handelshemmnissen
und Freihandelsabkommen allmählich wie eine Epidemie aus, die internationale
Märkte infizieren und Wettbewerbshüter auf der ganzen Welt vor neuen Heraus-
forderungen stellen.7 Durch die Globalisierung der Märkte steigt der unterneh-
mensbezogene Umsatz, der gemeinhin als Bezugsgröße für Kartellsanktionen
herangezogen wird. Kurzum: Je größer und schädlicher eine Wettbewerbsbe-
schränkung für das Allgemeinwohl ist, desto höher fällt naturgemäß die Kartell-
sanktion aus.

Heute steht die europäische Wettbewerbspolitik vor dem Dilemma, dass die
Globalisierung der Wettbewerbspolitik in den letzten Jahren nicht mit der Glo-
balisierung von Wettbewerbsbeschränkungen Schritt halten konnte. Das beruht
vordergründig auf dem Grundkonflikt zwischen nationalstaatlicher Souveränität
einerseits und einer globalisierten Marktwirtschaft andererseits.8 Spätestens seit
der Gründung der Europäischen Gemeinschaft, die im Jahre 1993 aus der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft hervorging, kollidieren marktrechtliche Ein-
heitsvorstellungen mit nationalen Souveränitätsvorbehalten, die freilich die Dis-
krepanz zwischen der Globalisierung von Wettbewerbsbeschränkung auf der
einen Seite und der Globalisierung der Wettbewerbspolitik auf der anderen Seite
offenbarten. Auch in der Presse wurde neuerdings im Hinblick auf den Fall
Google die Kurzsichtigkeit der europäischen Wettbewerbspolitik betont. Unter-
nehmen werden allmächtig, ohne dass die europäische Wettbewerbspolitik hier-
auf eine Antwort finden kann; das europäische Kartellrecht wird somit schnell
zum zahnlosen Tiger.9

Vor diesem Hintergrund stehen die Wettbewerbshüter in Europa heute umso
mehr vor der schwierigen Aufgabe, vor allem geheime Kartelle aufzudecken und
zu zerschlagen, da Unternehmen ihr kartellrechtliches Unwesen sinnbildlich
gesprochen als „Kinder der Dunkelheit“ hinter verschlossenen Türen treiben.10

Nicht selten erweisen sich deswegen behördliche Ermittlungen gegen kartell-
rechtliche Zuwiderhandlungen als unbeholfenes Tappen im Dunkeln. Daher sind
Wettbewerbsbehörden international umso mehr auf unterschiedliche Koopera-
tionsformen angewiesen, um globale Kartelle aufzudecken. Zwar verfügen ein-
zelstaatliche Wettbewerbsbehörden über umfangreiche Kenntnisse hinsichtlich
der Funktionsweise der Märkte auf ihrem eigenen Hoheitsgebiet. Die Fachexper-
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